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1 Zweck und Anwendbarkeit dieser Empfehlungen 

Diese Empfehlungen richten sich an die Auditorinnen und Auditoren der Militärjustiz und 

sollen als Orientierungshilfe für die Strafzumessung in ihrem Zuständigkeitsbereich die-

nen. Ihr Ziel ist es, zu mehr Rechtsgleichheit und Rechtssicherheit beizutragen und die 

Strafzumessung transparenter und überprüfbarer zu gestalten. Sie berücksichtigen da-

bei die durch die militärischen Strafbehörden in den letzten Jahren ausgesprochenen 

Strafen. 
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Diese Empfehlungen hindern die Auditorinnen und Auditoren nicht, eine ihrer Überzeu-

gung entsprechende schuldangemessene Strafe im Sinne von Art. 41 MStG1 auszuspre-

chen.2 Ebenso wenig beabsichtigen sie, den Ermessensspielraum der militärischen 

Strafbehörden einzuschränken. 

 

Bei den nachstehenden Empfehlungen handelt es sich um Ansätze für die objektive Tat-

schwere (bzw. das objektive Unrecht einer Unterlassung) eines Normalfalls ohne beson-

ders erschwerende oder besonders erleichternde Umstände. Sie dürfen deshalb nicht 

starr oder schematisch angewendet werden. Es sind immer die konkreten Umstände des 

Einzelfalls zu berücksichtigen, um eine angemessene Strafzumessung im Sinne der 

Art. 41 ff. MStG vornehmen zu können. 

 

Sie entbinden die Auditorinnen und Auditoren im Übrigen nicht, aufgrund objektiver Tat-

sachen – insbesondere der Anzahl der versäumten Dienstleistungen – im Sinne einer 

kritischen Beurteilung auf eine allfällige Verweigerungsabsicht zu schliessen und mittels 

Anklageerhebung eine gerichtliche Beurteilung der Sache in die Wege zu leiten. In sol-

chen Konstellationen ist der Erlass eines Strafmandats mit Blick auf Art. 119 Abs. 1 lit. b 

MStP ausgeschlossen, zumal kein liquider Sachverhalt vorliegt. Bei mehrfachen vorsätz-

lichen Unterlassungen ist dagegen festzustellen, ob eine Verweigerungsabsicht vorliegt, 

wobei in diesen Konstellationen der Erlass eines Strafmandats nicht ausgeschlossen ist. 

 
2 Allgemeine Überlegungen und Empfehlungen zur Strafzumessung 

 

2.1 Verbindungsbusse 

Eine Geldstrafe mit aufgeschobenem Vollzug ist in der Regel gemäss Art. 36 

Abs. 4 MStG mit einer (immer unbedingten) Busse nach Art. 60c MStG zu verbinden.  

 

2.2 Zusammentreffen eines Verbrechens oder eines Vergehens mit einer Übertretung 

Bei Zusammentreffen eines Verbrechens oder eines Vergehens mit einer Übertretung 

ist neben der Bestrafung wegen des Verbrechens oder Vergehens für die Übertretung 

gesondert und zusätzlich eine Busse auszusprechen.3 Dabei ist die Übertretungsbusse 

im Dispositiv entweder getrennt aufzuführen oder einzig jene Busse angemessen zu er-

höhen, die gestützt auf Art. 36 Abs. 4 MStG in der Regel in Verbindung mit einer beding-

ten Geldstrafe ausgefällt wird.4 

 

2.3 Konkurrenz 

Im Falle einer Konkurrenz von Disziplinarfehler einerseits und Verbrechen, Vergehen 

oder Übertretung andererseits ist nach Art. 43 Abs. 1bis MStG zu verfahren. Bei Anklage-

erhebung ist Art. 149 MStP zu beachten. 

 

2.4 Ersatzfreiheitsstrafe 

Bei der Festsetzung der Ersatzfreiheitsstrafe bei Busse entspricht der Umwandlungssatz 

der Höhe des Tagessatzes für die Geldstrafe, sofern ein Tagessatz von Fr. 100.00 oder 

mehr festgelegt worden ist. In allen anderen Fällen ist von einem Umwandlungssatz von 

Fr. 100.00 auszugehen, wobei angebrochene Beträge stets aufgerundet werden (also 

entsprechen beispielsweise Fr. 240.00 drei Tagen Ersatzfreiheitsstrafe). 
 
  

 
1  Militärstrafgesetz vom 13. Juni 1927 (MStG; SR 321.0). 
2  Vgl. MKGE 14 Nr. 22 E. 3b/cc; MKGE 13 Nr. 14 E. 3a/3b. 
3 Die Busse ist keine gegenüber der Geldstrafe gleichartige Strafe gemäss Art. 43 Abs. 1 MStG. 
4 Etwa: «X. wird bestraft mit einer Geldstrafe von 19 Tagessätzen zu Fr. 50.00 sowie mit Busse von Fr. 400.00», 

nicht: «(…) sowie mit Busse gemäss Art. 36 Abs. 4 MStG von Fr. 200.00 plus Busse gemäss Art. 60c MStG von 
Fr. 200.00». 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/43/359_375_369/de#art_41
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/43/359_375_369/de#art_36
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/43/359_375_369/de#art_36
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/43/359_375_369/de#art_60_c
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/43/359_375_369/de#art_36
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/43/359_375_369/de#art_43
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1979/1059_1059_1059/de#art_149
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3 Strafzumessungsempfehlungen für die Straftatbestände der Art. 81 - 84 MStG 

 

3.1 Verweigerung von Grundausbildungsdiensten (GAD) und Fortbildungsdiensten 

der Truppe (FDT)5  

Ausgehend von der neueren Rechtsprechung des Militärkassationsgerichts6 sind die 

Strafmassempfehlungen für die Straftatbestände der Art. 81 - 84 MStG an die Praxis der 

zivilen Strafverfolgungsbehörden zumindest anzunähern. Da letztere nur in Ausnahme-

fällen Freiheitsstrafen für die Nichterfüllung der Zivildienstpflicht aussprechen dürften, 

wird empfohlen, mit Ausnahme der Totalverweigerung auch in Fällen von Verweigerung 

von Ausbildungsdiensten eine Strafe auszufällen, welche eine Geldstrafe zulässt, und 

andernfalls Anklage zu erheben. Dabei ist auf eine Beantragung des Ausschlusses aus 

der Armee zu verzichten, da eine Geldstrafe bei gleichzeitigem Ausschluss aus der Ar-

mee ausgeschlossen ist (vgl. Art. 81 Abs. 1bis MStG). Ebenso ist grundsätzlich auf die 

Beantragung einer Degradation nach Art. 35 MStG zu verzichten. 

 

3.2 Versäumnis von Grundausbildungsdiensten (GAD) und Fortbildungsdiensten der 

Truppe (FDT) 

 

3.2.1 Grundsatz 

Diese Strafzumessungsempfehlungen verfolgen unter anderem das Ziel, Verfahren im 

Zusammenhang mit Dienstversäumnissen zu einem Zeitpunkt abschliessen zu können, 

der vor der nächsten Dienstleistung liegt, so dass auch im Wiederholungsfall in der Regel 

jeweils nur ein Dienstversäumnis pro Verfahren zu beurteilen ist. Auf diesen angestreb-

ten Regelfall beziehen sich die nachfolgenden Straftarife. Insbesondere in einer Über-

gangsphase wird es sich jedoch nicht vermeiden lassen, dass regelmässig mehrere 

Dienstversäumnisse gleichzeitig zu beurteilen sind. Die nachfolgenden Ziffern 3.2.3 ent-

halten Empfehlungen, wie mit solchen Konstellationen umzugehen ist. 

 GAD und FDT von bis zu 10 Diensttagen GAD und FDT von mehr als 10 Diensttagen 

1. Dienst- 
versäumnis 

Disziplinarstrafverfahren (durch Pers A) Disziplinarstrafverfahren (durch Pers A) 

2. Dienst- 
versäumnis 

Disziplinarstrafverfahren (durch Pers A), wenn 
mindestens eine der beiden versäumten 
Dienstleistungen ein GAD oder FDT von bis zu 
10 Diensttagen war. 

bei Fahrlässigkeit (Art. 83 Abs. 1 MStG):  
Busse Fr. 1'000.00 bis 1'500.00 
bei Vorsatz (Art. 82 Abs. 1 MStG): bedingte GS 
15 TS + VB Fr. 1'000.00 bis Fr. 1'500.00 

3. Dienst- 
versäumnis 

bei Fahrlässigkeit (Art. 83 Abs. 1 MStG):  
Busse Fr. 1'000.00 bis 1'500.00 
bei Vorsatz (Art. 82 Abs. 1 MStG): bedingte GS 
10 TS + VB Fr. 1'000.00 bis Fr. 1'500.00 

bei Fahrlässigkeit (Art. 83 Abs. 1 MStG):  
Busse Fr. 1'000.00 bis 1'500.00 
bei Vorsatz (Art. 82 Abs. 1 MStG):  
unbedingte GS 15 TS7 

ab 4. Dienst-
versäumnis8 

bei Fahrlässigkeit (Art. 83 Abs. 1 MStG): Busse Fr. 1'000.00 bis 1'500.00 
bei Vorsatz (Art. 82 Abs. 1 MStG): unbedingte GS 10-15 TS9 

GS = Geldstrafe  TS = Tagessätze  VB = Verbindungsbusse  

 
5  a. Grundausbildungsdienste (GAD): Rekrutenschule und Kaderausbildungsdienste; 

b. Fortbildungsdienste der Truppe (FDT): Ausbildungsdienste der Formationen, spezielle Ausbildungsdienste 
ausserhalb der Formation, Dienste von Durchdienenden nach der Grundausbildung.  

Vgl. Anhang 1 zur Verordnung über die Militärdienstpflicht vom 22. November 2017 (VMDP; SR 512.21). 
6  Das Militärkassationsgericht hat in seinem Leitentscheid 14 Nr. 33 die Bedeutung des Rechtsguts der Wehrkraft 

durch die Schaffung des Zivildienstes relativiert, was «an sich dienstpflichtigen und -tauglichen Personen fak-
tisch ihrem freien Entscheid überlässt, ob sie sich überhaupt an der (prospektiven) Verteidigung des Landes 
beteiligen oder einen Zivildienst leisten wollen». 

7  Bei allfälligem Widerruf wird unter Beachtung von Art. 119 Abs. 1bis MStP die Ausfällung einer Gesamtstrafe in 

Form einer unbedingten Geldstrafe von 30 Tagessätzen empfohlen. 
8  Nur bei explizit geäusserter Verweigerungsabsicht ist ausserhalb der Strafkompetenz gemäss Art. 119 Abs. 1 

lit. a MStP (und allenfalls Art. 119 Abs. 1bis MStP bei allfälligem Widerruf) Anklage zu erheben, wobei in Bezug 

auf die Einsatzstrafe von der Dauer der noch zu leistenden («verweigerten») Diensttage auszugehen ist (vgl. 
etwa MKGE 12 Nr. 22; 9 Nr. 144). 

9  Straferhöhend sollte nicht etwa die Anzahl der Tagessätze im Sinne eines «Automatismus» stets z.B. verdoppelt 
werden. 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/43/359_375_369/de#book_1/part_2/chap_4
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/43/359_375_369/de#art_81
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/43/359_375_369/de#art_35
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2017/810/de#annex_1
https://www.oa.admin.ch/content/oa-internet/de/urteile-dokumente/urteile/_jcr_content/contentPar/accordion_161202381/accordionItems/49_1640853092544/accordionPar/downloadlist/downloadItems/34_1686049723517.download/MKGE%2014%20Nr.%2033%20(Nr.%20917%20vom%2018.6.2021)%20komplett.pdf
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1979/1059_1059_1059/de#art_119
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1979/1059_1059_1059/de#art_119
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3.2.2 Kombination von «kurzen» und «langen» Dienstleistungen 

Bei gleichzeitiger Beurteilung von mehreren Versäumnissen von «kurzen»10 und «lan-

gen»11 Dienstleistungen wird den Disziplinarstrafbehörden folgende Bestrafung empfoh-

len: 

Anzahl zu beurtei-

lende Vorfälle 
«kurz» + «kurz» «kurz» + «lang» «lang» + «lang» 

2 Vorfälle 
Disziplinarbusse 

von Fr. 800.00 

Disziplinarbusse 

von Fr. 1'000.00 

Überweisung an 

die Militärjustiz 

3 und mehr  

Vorfälle 

Überweisung an 

die Militärjustiz 

Überweisung an 

die Militärjustiz 

Überweisung an 

die Militärjustiz 

 

Lediglich beim zweiten Verfahren kommt es bei einer Stellungnahme, die auf eine 

Dienstverweigerung hindeutet, sowie ebenso bei zwei versäumten «langen» Dienstleis-

tungen in Folge zum ordentlichen Verfahren, also zur Überweisung an die Militärjustiz 

(vgl. Ziff. 2.4 der «Empfehlungen des Oberauditors an Behörden für die Strafzumessung 

in Disziplinarverfahren nach Militärstrafgesetz» vom 28. Mai 2025). 
 

3.2.3 Gesamtstrafe bei gleichzeitiger Beurteilung mehrerer versäumter Dienstleistun-

gen 

Bei gleichzeitiger Beurteilung mehrerer («langer»12 und «kurzer»13) Dienstleistungen ist 

die Strafe des langen Dienstes mit der Strafe für den kurzen gemäss Art. 43 Abs. 1 MStG 

zu erhöhen. Sind mehrere Straftatbestände mit gleichem Strafrahmen zu beurteilen, 

kann auf die zeitlich erste Tat abgestellt werden. Dabei ist die Einsatzstrafe in Anlehnung 

an die obenstehenden Straftaxen gemäss Ziff. 3.2.1 sowie unter Beachtung der objekti-

ven Tat- bzw. Unterlassungsschwere festzulegen. Praxisgemäss beträgt die Erhöhung 

der entsprechenden Einsatzstrafe rund zwei Drittel der (hypothetisch) verwirkten Einzel-

strafe/n für die übrigen Straftatbestände (Asperationsprinzip). Unzulässig ist eine Kumu-

lation. Es wird empfohlen, bei der Anzahl Tagessätze der Geldstrafe mit 5er-Schritten zu 

arbeiten, wobei zugunsten des Beschuldigten abzurunden ist.14 

 

Dabei ist sicherzustellen, dass der Verbindungsstrafe nicht eine lediglich symbolische 

Bedeutung zukommt. Deshalb wird empfohlen, von der Regel abzuweichen, die Ober-

grenze der Verbindungsstrafe auf einen Fünftel beziehungsweise 20 % festzulegen15. 

 

Es gilt auch für Bussen das Asperationsprinzip, womit eine Kumulierung der Bussen 

entfällt. 

 

3.2.4 Folgen des Eintritts der Verfolgungsverjährung eines Dienstversäumnisses 

Nach Eintritt der Verfolgungsverjährung betreffend eine Dienstleistung, die nie Gegen-

stand eines militärstrafrechtlichen Verfahrens war, ist diese nicht als (erstmaliger) Vorfall 

mitzuzählen, zumal nicht festgestellt werden kann, ob der strafrechtliche Vorwurf einst 

berechtigt war (z.B. nicht zu erbringender Nachweis des Erhalts des Aufgebots für die 

betreffende Dienstleistung, fehlende Militärdienst- und/oder Einrückungsfähigkeit aus 

medizinischer Sicht etc.). 

 
  

 
10  GAD oder FDT von bis zu 10 Diensttagen. 
11  GAD oder FDT von mehr als 10 Diensttagen. 
12  Vgl. Fn. 10 sowie untenstehende Ziff. 3.3. 
13  Vgl. Fn. 11 sowie untenstehende Ziff. 3.4 - 3.6. 
14  Z.B. 15 Tagessätze Einsatzstrafe für den langen Dienst + 10 (asperiert 7) Tagessätze Einsatzstrafe für den 

kurzen Dienst = 22 bzw. abgerundet 20 Tagessätze (Gesamt-)Einsatzstrafe. 
15 Die Geltung von BGE 135 IV 188 E. 3.4.4 für Bagatellstrafen bei Massendelinquenz ist zumindest fraglich. 
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3.3 Assistenzdienst und Aktivdienst 

Eine differenzierte Betrachtung erfordert ein Nichteinrücken in einen Assistenzdienst 

nach Art. 67 ff. MG16. Dabei soll die Einsatzstrafe der Anzahl der tatsächlich nicht geleis-

teten Diensttage entsprechen. Bei Verweigerung oder Versäumnis eines Aktivdienstes 

nach Art. 76 MG sind die Strafrahmen von Art. 81 Abs. 2 bzw. Art. 82 Abs. 3 MStG zu 

beachten. 

 

3.4 Nichteinrücken zur Rekrutierung und anderen Amtsterminen17 

Bis zum dritten Versäumnis werden die Betroffenen von zuständigen zivilen Behörden 

disziplinarisch mit Busse bis Fr. 600.00 bestraft. Ab dem vierten Dienstversäumnis sind 

die Betroffenen durch die Auditorinnen und Auditoren (bei Vorsatz oder Fahrlässigkeit) 

disziplinarisch mit Busse von Fr. 800.00 bis Fr. 1'000.00 zu bestrafen. 18
 

 

In hängigen Verfahren, in denen Stellungspflichtige das Maximalalter erreicht haben und 

nicht mehr zur Rekrutierung aufgeboten werden können, wird empfohlen, diese mit Dis-

ziplinarstrafe zu belegen, ohne dass der Untersuchungsrichter zuvor eine Einvernahme 

durchgeführt hätte. Dabei ist ein besonderes Augenmerk auf die Verjährung zu legen. 

 

3.5 Versäumnis von Nachschiesskursen 

Werden Betroffene von der zuständigen zivilen Behörde mit Disziplinarstrafgewalt an die 

Militärjustiz überwiesen, so sollen sie ab dem fünften Dienstversäumnis durch die Audi-

torinnen und Auditoren unabhängig von einem angedeuteten Willen zu einer Dienstver-

weigerung mit Disziplinarbusse von Fr. 1'000.00 bestraft werden.19 

 

Falls sich im Zusammenhang mit der Voruntersuchung eines anderen Vorwurfs der Ver-

dacht auf Vorfälle der Nichterfüllung der Schiesspflicht ausser Dienst ergibt, erfolgt aus-

nahmsweise nur dann eine Ausdehnung der Untersuchung, wenn es sich mindestens 

um den fünften Vorfall handelt. Ansonsten wird der Fall an die zuständige kantonale 

Behörde zur disziplinarischen Erledigung überwiesen. Nur ausnahmsweise ist die Vor-

untersuchung auszudehnen, wenn der dringende Verdacht auf Verweigerung der aus-

serdienstlichen Schiesspflicht besteht.20 

 

3.6 Verletzung der Pflicht zur Dienstleistung bei Zulassung zum Zivildienst, Zuwei-

sung zum waffenlosen Dienst und Dienstuntauglichkeit 

Die Konstellationen gemäss Art. 84 Abs. 1 lit. a - c MStG sind von den Auditorinnen und 

Auditoren nach Abs. 2 einheitlich mit Disziplinarbusse von Fr. 300.00 bis Fr. 500.00 zu 

bestrafen. 

 
  

 
16  Bundesgesetz über die Armee und die Militärverwaltung vom 3. Februar 1995 (Militärgesetz, MG; SR 510.10). 
17  Vgl. Art. 26 MG i.V.m. Art. 45a VMDP. 
18  Ziel ist indes, dass die Betroffenen vor Erreichen des Maximalalters (vgl. Art. 9 Abs. 2 und 3 MG) durch den 

Untersuchungsrichter befragt und bei entsprechender Notwendigkeit durch eine medizinische Untersuchungs-
kommission (UC) beurteilt werden, was – mit Blick auf alle denkbaren Weiterungen des Verfahrens – spätestens 
drei Jahre vor Erreichen des Maximalalters erfolgen sollte. Bei explizit geäusserter Verweigerungsabsicht vgl. 
vorstehende Ziff. 3.1. 

19  Dabei ist aus prozessökonomischer Sicht auf die Praxis zu verzichten, aufgrund objektiver Tatsachen (insbe-
sondere der Anzahl der versäumten Dienstleistungen) auf eine allfällige (partielle) Verweigerungsabsicht zu 
schliessen. 

20  Gemäss ständiger Praxis lassen sich Konstellationen betreffend sog. partielle Militärdienstverweigerung in der 
Regel noch mit Strafmandat erledigen. Empfohlen wird bei Verweigerung der ausserdienstlichen Schiesspflicht 
eine bedingte Geldstrafe von mindestens 5 Tagessätzen plus Verbindungsbusse von Fr. 1’500.00, bei ungüns-
tiger Prognose eine unbedingte Geldstrafe. 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1995/4093_4093_4093/de#tit_5/chap_3
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1995/4093_4093_4093/de#tit_5/chap_4
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/43/359_375_369/de#art_81
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/43/359_375_369/de#art_82
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/43/359_375_369/de#art_84
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1995/4093_4093_4093/de#art_9
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3.7 Beurteilung der Dienst- und Einrückungsfähigkeit 

Im Regelfall ist die Dienst- und Einrückungsfähigkeit nur dann vom Militärärztlichen 

Dienst zu beurteilen, wenn begründete Zweifel bestehen. Dementsprechend beurteilen 

die Auditorinnen und Auditoren die Dienst- sowie Einrückungsfähigkeit zugunsten der 

Betroffenen grundsätzlich selbst. Dabei ist in einfachen Fällen ein Arztbericht ausrei-

chend, wenn sich die relevanten Fragen daraus ergeben. Fehlt es an der Militärdienst-

fähigkeit, so ist zugunsten des Beschuldigten auch von mangelnder Einrückungsfähig-

keit auszugehen. Mit anderen Worten ist keine Disziplinarstrafe auszufällen. Nicht zuläs-

sig ist allerdings das Instrument der antizipierten Beweiswürdigung.21 
 

4 Verfahrensgebühren 

 

Aufwand Verfahrensgebühr 

mit Fragebogen, ohne untersuchungsrichterliche Befragung, 

keine weiteren Abklärungen 

Fr. 150.00 

mit «einfacher» untersuchungsrichterlicher Befragung (in 

der Regel ein versäumter Dienst), keine weiteren Abklärun-

gen 

Fr. 450.00 

mit «umfangreicher» untersuchungsrichterlicher Befragung 

(in der Regel mehrere versäumte Dienste), allenfalls weitere 

Abklärungen 

Fr. 600.00 

 

5 Widerhandlungen gegen die Strassenverkehrsgesetzgebung des Bundes 

Im Bereich der disziplinarisch zu sanktionierenden «leichten Fälle» sind für die Strafzu-

messung grundsätzlich die Bussenbeträge gemäss Ordnungsbussenverordnung22 als 

Ausgangswerte heranzuziehen. Alsdann sind die persönlichen Verhältnisse des Täters 

und die besonderen militärischen Umstände sanktionserhöhend oder -mindernd zu be-

rücksichtigen. 

 

Bei nicht mehr disziplinarisch zu sanktionierenden Widerhandlungen gegen die Stras-

senverkehrsgesetzgebung des Bundes gelten die «Strafmassempfehlungen SVG» der 

Schweizerischen Staatsanwaltschaftskonferenz SSK. 

 
6 Inkrafttreten 

Die Empfehlungen des Oberauditors für die Strafzumessung durch die Auditorinnen und 

Auditoren der Militärjustiz vom 2. April 2024 werden aufgehoben. 

 

Diese Empfehlungen treten am 1. Juli 2025 in Kraft. 

 

 

Oberauditorat 

 

 

 

Dr. Stefan Flachsmann 

Oberauditor 

 

 
  

 
21  Fehlt es an einem Arztbericht, so darf nicht einfach angenommen werden, eine weitere Beweiserhebung würde 

die Überzeugung der Auditorin/des Auditors nicht beeinflussen. Vielmehr sind weitere Abklärungen durch den 
Militärärztlichen Dienst erforderlich, z.B. ein Aufgebot vor UC. 

22  Ordnungsbussenverordnung vom 4. März 1996 (OBV; SR 741.031). 

https://www.google.ch/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=&ved=2ahUKEwiYipCn6LSDAxWyhP0HHQA3D8IQFnoECAUQAQ&url=https%3A%2F%2Fwww.fedlex.admin.ch%2Feli%2Fcc%2F2019%2F93%2Fde&usg=AOvVaw20IfPFI9cOIwKtbdeiZCiK&opi=89978449
https://www.ssk-cmp.ch/sites/default/files/2023-12/20231201_Strafmassempfehlungen%20SVG.pdf
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2019/93/de
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Geht an 

Alle Angehörigen der Auditorenregionen 1, 2 und 3 

 

z K an (via CUG) 

Präsident Militärkassationsgericht 

Präsidenten der Militärappellationsgerichte 1, 2 und 3 

Präsidenten der Militärgerichte 1, 2 und 3 

Chefs Untersuchungsrichterregionen 1, 2 und 3 

Untersuchungsrichter OA 

 


